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Seit Juni 2014 ist Albanien EU-Beitrittskandidat. Der Rat der Europäischen Union hat für
die Eröffnung der Beitrittsverhandlungen Bedingungen gestellt, für deren Erfüllung er sich
einen  breiten  innenpolitischen  Konsens  erhofft.  Die  Parlamentswahlen  im  Juni  2017
sicherten der regierenden Sozialistischen Partei (SP) unter Führung von Ministerpräsident
Edi Rama eine absolute Mehrheit der Sitze. Nach dem die oppositionelle Demokratische
Partei (DP) von einem Wahlboykott abgebracht werden konnte und die 2016 beschlossene
Justizreform zur Umsetzung gelangt, scheint der Verhandlungsbeginn mit der Union näher
zu rücken. Beflügelt wird die breite Unterstützung in der Bevölkerung für die EU-Integra-
tion von einem soliden Wirtschaftswachstum von 3,5 Prozent im Jahr 2016. 

Umsetzung der Justizreform 

Mit der Entscheidung über den EU-Kandidatenstatus 2014 verpflichtete sich die Regie-
rung Albaniens,  Fortschritte in fünf Bereichen zu erzielen. Die Union verlangt weitere
Anstrengungen für Justiz- und Verwaltungsreformen, intensivere Korruptions- und Krimi-
nalitätsbekämpfung und verbesserter Menschenrechtsschutz, besonders für Minderheiten.
Vorrangig ist die Justizreform, die 2016 verabschiedet wurde, notwendigerweise mit einer
Verfassungsreform einherging sowie einen tiefgreifenden Umbau des  Justizwesens und
seine personelle Neuordnung vorsieht.1 Seit 2017 findet nun eine Neubewertung der fach-
lichen Eignung und der Überprüfung des Justizpersonals wie auch Richter und Staatsan-
wälte statt. Die unabhängige Beobachtung der Umsetzung der Reform durch Experten der
Union und den Vereinigten Staaten hatte zum Ziel, beruhigend auf die antagonistischen
politischen Parteien SP und die oppositionelle DP zu wirken. Die Beobachtung durch die
„International Monitoring Operation“ (IMO) wurde von allen Beteiligten als notwendig
angesehen, um die „Glaubwürdigkeit“ der Reform zu stärken. Die Regierung von Albanien
forderte am 18. Januar 2017 von der Kommission die Entsendung der IMO, um den Über-
prüfungsprozess des Justizpersonals zu beginnen. Ihr Ziel ist es, Personen, die als nicht
integer oder deren Verhalten als „unethisch“ eingestuft werden, aus dem Justizdienst zu
entfernen. Obwohl als technische Beobachtermission bezeichnet, soll durch die IMO die
Verankerung der  Rechtsstaatlichkeit  politisch erzielt  werden.  Das Mandat  der  IMO ist
beratend  und  unbegrenzt;  die  Mitglieder  dürfen  Empfehlungen  über  die  Eignung von
Personen an das albanische Parlament aussprechen. Diese sind der Öffentlichkeit  nicht
zugänglich. Die Kommission leitet die IMO, wobei die Direktorin für den Westbalkan in
der Generaldirektion Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen den Vorsitz
des Verwaltungsrats führt. Finanziert werden die Beobachter aus den EU-Staaten durch
Mittel des Instruments für Vorbeitrittshilfe. Das Überprüfungsverfahren an sich steht unter
der  Oberaufsicht  des  albanischen  Parlaments  und  hat  zwangsläufig  innenpolitische
Kontroversen ausgelöst (siehe unten). Die starke Rolle der Kommission in diesem Prozess

1 European Commission: Albania 2016 Report, SWD (2016) 364 final.
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birgt ebenfalls Risiken, zumal sie am 9. November 2016 die Empfehlung für die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen von Fortschritten bei der Justizreform abhängig gemacht hat.
Die Kommission ist sowohl Richterin über Fortschritte der Justizreform als auch aktiver
Teil ihrer Umsetzung, da sie die IMO zudem finanziert. Sollte der Reformprozess aus dem
Ruder  laufen oder eigentlich nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmte Empfehlungen der
IMO nach außen dringen, könnte dies die Glaubwürdigkeit des Prozesses gefährden.

Parlamentswahlen

Auch die Parlamentswahlen stellen einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu Beitritts-
verhandlungen dar. Der scheidende Präsident Bujar Nishani legte den Wahltermin noch
2016 per Dekret für den 18. Juni 2017 fest. Das erste Halbjahr 2017 war dominiert von
einer Verkeilung europäischer Konditionalitätspolitik mit der langjährigen innenpolitisch
antagonistischen Dynamik. Obzwar die Verfassungsänderungen zur Justizreform mit den
Stimmen der oppositionellen DP im Parlament am 22. Juli 2016 verabschiedet worden
waren, fürchtete die DP bei der Umsetzung keinen Einfluss nehmen zu können und durch
die Entlassung und Neubestellung von Justizpersonal benachteiligt zu werden. Noch vor
den Wahlen musste das Parlament auch einen neuen Staatspräsidenten wählen.

Am 18. Februar 2017 rief die DP zu einer Massendemonstration gegen die Regierung
und  für  „freie  und  faire  Wahlen“2 auf.  Der  Protest  mündete  in  einen  mehr  als  drei-
monatigen Boykott des Parlaments und der Drohung, nicht an den Wahlen teilzunehmen.
Die  Situation  rief  im  Europäischen  Parlament  den  Vorsitzenden  des  Auswärtigen
Ausschusses,  David  McAllister  (CDU),  und  den  Berichterstatter  für  Albanien,  Knut
Fleckenstein (SPD), als Vermittler auf den Plan. Sie repräsentierten auch die beiden euro-
päischen  Parteien  EVP und S&D,  denen die  beiden  albanischen  Parteien  DP und  SP
jeweils angehören. Nachdem die SP den von ihr unterstützten Kandidaten Ilir Meta am 28.
April im Parlament zum Präsidenten wählen konnte, schaltete sich auch der US-Spitzendi-
plomat Hoyt Brian Yee im Mai in die Vermittlung ein. Erst am 22. Mai gelang es, einen
Kompromiss zu finden, der der DP für die verbleibenden wenigen Wochen der Legislatur-
periode eine Rolle in den anstehenden Reformvorhaben einräumte und zur Teilnahme an
der nun auf 25. Juni verschobenen Parlamentswahl bewegte. Die Wahl entschied die SP
klar für sich. Sie regiert seitdem ohne Koalitionspartner mit absoluter Mehrheit.  

Ausblick

Trotz der turbulenten Innenpolitik gelang es der Regierung Rama weiterhin, die Position
Albaniens in der Region zu festigen. In der NATO kommt Albanien neben Montenegro
eine wichtige Rolle bei der Kontrolle der Adria zu. Im Rahmen des „Berliner Prozesses“
gelang Tirana zudem die Ansiedlung von regionalen Institutionen wie dem Regional Youth
Cooperation Office (RYCO) und dem Western Balkans Fund (WBF). Aus Sicht der albani-
schen  Regierung  sind  die  Bedingungen  für  die  Eröffnung  der  Beitrittsverhandlungen
erfüllt. Die Wahrscheinlichkeit, dass der Rat dies auch so sieht, ist 2017 gestiegen.
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